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Der Global Compact und der Schutz der Menschenrechte 
Brigitte I. Hamm 

I. Einleitung 
Der Begriff der Globalisierung ist - nicht zuletzt durch die Proteste von 
Globalisierungsgegnern in Seattle, Prag, Nizza, Göteborg und Genua - in 
aller Munde. Häufig jedoch bleibt der Begriff „Globalisierung" eine Wort-
hülse, um negative Entwicklungen schlaglichtartig zu beleuchten, ohne 
sie eingehender zu analysieren. Häufig führt auch die Diskussion über 
die wirtschaftliche Globalisierung zu einer Dämonisierung der Macht der 
Konzerne. Ein solches Herangehen verhindert es, den Prozeß der wirt-
schaftlichen Globalisierung und damit einhergehende wirtschaftliche und 
politische Veränderungen sowie die Chancen, die sich aus der Globali-
sierung ergeben, differenziert zu verstehen. Dies versucht das vorlie-
gende Kapitel, indem es untersucht, inwieweit der Global Compact dazu 
beitragen kann, transnationale Konzerne stärker in die Verantwortung für 
den Menschenrechtsschutz einzubinden. 

Durch die wirtschaftliche Globalisierung sind Produktionsfaktoren, 
Dienstleistungen, Waren und Finanzen nicht länger national gebunden. 
Der Einfluß transnationaler Konzerne oder auch multinationaler Konzer-
ne, d.h. Unternehmen mit der Fähigkeit, Operationen in mehr als einem 
Land zu koordinieren und zu kontrollieren, ist durch ihre Rolle auf den 
globalen Märkten enorm angewachsen. UNCTAD geht von derzeit 
63.000 transnationalen Konzernen mit 690.000 Schwestergesellschaften 
(affiliates) aus (Fußnote 6 in: Utting 2000). Nach UNCTAD läuft ein Drit-
tel des Welthandels heute innerhalb von Unternehmen, also auf Intrae-
bene ab. 

Die Entwicklung der Weltwirtschaft verstärkt den politischen Einfluß der 
Privatwirtschaft und geht einher mit einem Verlust an staatlicher Gestal-
tungsfähigkeit. Teilweise wird befürchtet, daß Staaten immer weniger 
dazu in der Lage sind, staatliche Funktionen, insbesondere wohlfahrts-
staatliche Aufgaben und die Bereitstellung anderer öffentlicher Güter, 
wahrzunehmen. Dies drückt sich aus in der weltweiten Tendenz zur Pri-
vatisierung staatlicher Leistungen, z.B. im Gesundheits- und Sozialbe-
reich. In einigen Ländern des Südens führt die Verlagerung staatlicher 
Funktionen auf private Träger, z.B. durch die Vergabe von Entwick-
lungsgeldern an Nichtregierungsorganisationen (NRO), zur weiteren 
Schwächung staatlicher Institutionen. 
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Die hier skizzierten Tendenzen zur Veränderung bzw. Abschwächung 
staatlicher Leistungen wirken sich auf viele Politikfelder aus. Insbesonde-
re der Schutz der Menschenrechte und die Menschenrechtspolitik sind 
davon berührt, weil Menschenrechte im bisherigen, „klassischen" Ver-
ständnis untrennbar an Staatlichkeit gebunden sind. Sie regeln das Ver-
hältnis zwischen Individuum und Staat. Sie gewähren der einzelnen Per-
son Rechtssicherheit und bilden die Grundlage für den berechtigten An-
spruch, ein menschenwürdiges Leben führen zu können. Menschenrech-
te begrenzen staatliche Herrschaft. 

Der Prozeß der wirtschaftlichen Globalisierung weckt bei vielen NRO, die 
für die Menschenrechte eintreten, Befürchtungen, daß Staaten aufgrund 
der Stärkung der politischen Stellung der Privatwirtschaft ihren Verpflich-
tungen im Menschenrechtsschutz nicht mehr nachkommen können oder 
daß sie sich vor dem Hintergrund dieser Entwicklung aus ihrer Verant-
wortung stehlen wollen. Viele Globalisierungsgegner - auch aus dem 
Menschenrechtsbereich - beharren deshalb auf einer Stärkung staatli-
cher Funktionen. Dies zeigte sich deutlich auf dem NRO-Forum „Vienna 
plus 5", das 1998 in Ottawa stattfand (vgl. Hamm 1999). Alain Touraine 
(2001) kritisiert diese Haltung von Teilen der Globalisierungsgegner als 
rückwärts gewandt. Nach seiner Auffassung verhindert sie es, die Chan-
cen, die sich aus der Globalisierung ergeben, wahrzunehmen und zu 
nutzen. 

Jenseits der Rolle der Staaten versuchen internationale Organisationen, 
Regierungen und NRO wie Amnesty International zunehmend auch die 
Privatwirtschaft in die Verantwortung für die weitere Gestaltung des Glo-
balisierungsprozesses einzubeziehen. So hat der Beauftragte für Men-
schenrechte und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt im Oktober 1999 
einen Vierseitigen Arbeitskreis Wirtschaft und Menschenrechte einge-
richtet, an dem neben der Regierung, die Wirtschaft, Gewerkschaften 
und Menschenrechtsorganisationen beteiligt sind. Gewerkschaften und 
NRO kooperieren im Bemühen, die Privatwirtschaft auf Standards fest-
zulegen. Die Einbeziehung der Privatwirtschaft in die Verantwortung für 
Entwicklungsprozesse auf unterschiedlichen Ebenen kommt auch in der 
Zunahme von sogenannten „public-private partnerships" (PPPs) zum 
Ausdruck. Sie werden u.a. vom Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) oder auch von UNDP initiiert. 
Dazu zählt z.B. die Anti-Aids-Initiative, die das BMZ zusammen mit 
Daimler-Chrysler in Südafrika durchführt. Auch Verhaltenskodizes und 
Gütesiegel, von denen in den letzten Jahren mehrere Hundert entwickelt 
und ausformuliert wurden, sollen dazu beitragen, die Privatwirtschaft auf 
ein Verhalten festzulegen, das sich an international anerkannten Normen 
für den Arbeits-, Umwelt- und Menschenrechtsbereich orientiert. 
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Eine weitere Initiative in diese Richtung bildet der Global Compact zwi-
schen der Privatwirtschaft und den Vereinten Nationen. Der UN-
Generalsekretär Kofi Annan stellte seine Idee von einem solchen Pakt im 
Januar 1999 auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos erstmals zur Dis-
kussion; am 26. Juli 2000 wurde der Pakt dann in New York ins Leben 
gerufenen (Annan 1999). Der Pakt ist eine Public-Private Partnership auf 
der globalen Ebene. 

Welchen Beitrag leistet der Global Compact für den Menschenrechts-
schutz? Um diese Frage zu beantworten, will ich folgenden Fragen 
nachgehen: 

- Kann der Pakt jenseits normativer Bekenntnisse eine praktische Wir-
kung erzielen? 
Bedeutet die Einbeziehung der Privatwirtschaft eine Schwächung 
staatlicher Funktionen? 

Oder sollte man die Ausweitung der Akteure als Chance verstehen, 
wie dies der Ansatz von Global Governance nahe legt? 

Dazu werde ich 

1. zunächst den Global Compact vorstellen, 

2. dann den Wert des Paktes als Lernforum und Diskussionsplattform 
diskutieren, 

3. seinen Wert für den internationalen Schutz der Menschenrechte prü-
fen. 

II. Was ist der Global Compact ? 
In einem offiziellen UN-Dokument heißt es zum Global Compact: 

„Die Herausforderung des 21. Jahrhunderts besteht darin, allgemein gül-
tige Werte zum Tragen zu bringen, die der Globalisierung ein menschli-
ches Antlitz verleihen. [...] Der Global Compact ist eine Initiative, die ein 
nachhaltiges Wachstum im Kontext der Globalisierung gewährleisten 
soll, indem sie einen Katalog allgemein gültiger Werte fördert, die für die 
Befriedigung der sozioökonomischen Bedürfnisse aller Menschen jetzt 
und in Zukunft von wesentlicher Bedeutung sind. Ziel der Initiative ist es, 
dem globalen Markt ein menschliches Antlitz zu verleihen." (vgl. Faltblatt: 
„Der globale Pakt. Gemeinsame Werte für den globalen Markt", Informa-
tionszentrum der Vereinten Nationen, Bonn ohne Jahr). Der Global 
Compact soll somit Antworten auf die Herausforderungen der Globalisie-
rung ermöglichen. Dazu formuliert er neun sehr allgemein gehaltene 
Prinzipien für das Verhalten von Unternehmen (vgl. Kasten). 
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Die Prinzipien des Global Compact 

Menschenrechte: 
1. Die Wirtschaft soll den Schutz der international verkündeten Men-

schenrechte unterstützen und achten und 

2. sicherstellen, daß sie sich nicht an Menschenrechtsverletzungen 
beteiligt. 

Arbeitsbeziehungen: 
3. Die Wirtschaft soll die Vereinigungsfreiheit und die wirksame 

Anerkennung des Rechts auf Tarifverhandlungen wahren 
sowie ferner für 

4. die Beseitigung aller Formen der Zwangs- oder Pflichtarbeit, 

5. die tatsächliche Abschaffung der Kinderarbeit und 

6. die Beseitigung von Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf eintreten. 

Umwelt: 
7. Die Wirtschaft soll umsichtig mit ökologischen Herausforderungen 

umgehen, 
8. Initiativen zur Förderung eines verantwortlicheren Umgangs 

mit der Umwelt durchführen und 

9. sich für die Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher 
Technologien einsetzen. 

Quelle: Faltblatt: „Der globale Pakt. Gemeinsame Werte für den globalen 
Markt", Informationszentrum der Vereinten Nationen, Bonn, ohne Jahr. 

Die neun Prinzipien fußen auf zentralen internationalen Dokumenten, 
nämlich der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, den von der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) verabschiedeten Grundlegen-
den Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 1998, den Ergebnissen des 
Erdgipfels in Rio de Janeiro von 1992, vor allem der Agenda 21, und 
dem Aktionsprogramm des Weltsozialgipfels, der 1995 in Kopenhagen 
stattfand. Die Texte enthalten klar umrissene allgemeine Werte, zu de-
nen sich alle Regierungen der Welt und offensichtlich auch die Privat-
wirtschaft - zumindest in ihrer Rhetorik - bekennen. 
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Von Seiten der Vereinten Nationen beteiligen sich neben dem UN-
Generalsekretär das UN-Hochkommissariat für Menschenrechte 
(UNHCHR), die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) und das UN-
Umweltprogramm (UNEP) am Pakt. Bei der Gründung traten rund 50 
Unternehmen und Unternehmensverbände bei. Insbesondere die Inter-
nationale Handelskammer (ICC) ist von Seiten der Privatwirtschaft als 
Mitinitiatorin des Global Compact einzustufen. Im Sommer 2001 gehör-
ten dem Pakt laut einer mündlichen Information des neuen Assistant 
Secretary-General, Michael Doyle, rund 300 Unternehmen an. Der größ-
te Teil dieser Unternehmen soll seinen Sitz in Brasilien haben. Gegen-
über den von UNCTAD geschätzten, weltweit agierenden 63.000 trans-
nationalen Konzernen fällt die Teilnahme von rund 300 Unternehmen am 
Global Compact ausgesprochen mager aus. 

NRO waren zunächst nicht eingebunden in diese Initiative zwischen Pri-
vatwirtschaft und dem UN-Generalsekretär. Möglicherweise ist auch dies 
ein Grund dafür, daß NRO aus dem Umwelt- und Menschenrechtsbe-
reich sowie aus der Anti-Globalisierungsbewegung dem Projekt über-
wiegend abwartend, z.T. auch ablehnend gegenüber stehen. Dennoch 
sind verschiedene NRO - Amnesty International, Human Rights Watch, 
Organisationen aus dem Umweltbereich - und die Internationale Födera-
tion freier Gewerkschaften Mitglieder im Pakt. Sie sollen die von den Un-
ternehmen eingereichten Berichte über die Einhaltung der neun Prinzi-
pien auf der Internetseite des Global Compact kommentieren. 

III. Wie funktioniert der Global Compact? 
Die Mitgliedschaft im Pakt ist absolut freiwillig. Jedes Unternehmen kann 
im Prinzip teilnehmen, d.h. es gibt keine Aufnahmekriterien. Aber das 
Global Compact Office des UN-Generalsekretärs bekräftigt, "[...] we do 
reserve the right not to accept participants." Allerdings gibt es hierzu kei-
ne öffentlich zugänglichen Ausführungen. Unternehmen wie der Erdöl-
konzern Shell, die von NRO wegen ihrer Mißachtung internationaler 
Standards immer wieder öffentlich an den Pranger gestellt werden, sind 
ebenfalls Mitglied im Pakt. In einem Gespräch am Rande des globalen 
Forums des Auswärtigen Amtes am 26. Juni 2001 bekräftigte Michael 
Doyle, daß durchaus vom Recht auf Vorbehalte gegenüber Bewerbern 
Gebrauch gemacht würde, ohne dies an die Öffentlichkeit zu tragen. Er 
verwies darauf, daß kein Unternehmen der Waffen- oder der Tabakin-
dustrie Mitglied des Paktes ist. 

Die Teilnahme am Global Compact stellt spezifische Forderungen an die 
Unternehmen: 
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1) Die Unternehmensleitung wendet sich in einem persönlichen Brief an 
den UN-Generalsekretär und erklärt den Beitrittswunsch des Unterneh-
mens. 

2) Das Unternehmen gibt eine eindeutige Unterstützungserklärung für 
den Pakt und seine Grundsätze ab und setzt sich öffentlich für den Pakt 
ein. Ähnlich wie andere teilnehmende Unternehmen taten dies z.B. die 
deutschen Unternehmen Deutsche Bank und BASF. Sie nutzten ihr Ein-
treten für den Global Compact vor allem für die Selbstdarstellung. So 
schreibt die Deutsche Bank auf der Global Compact Internetseite (gele-
sen am 10.Februar 2001), sie sei von den Vereinten Nationen als für an-
dere Unternehmen beispielhaft ausgewählt worden, was nicht der Reali-
tät entspricht, wenn man die sehr losen Aufnahmekriterien bedenkt. Die 
Bank berichtet von ihrem Engagement für nachhaltige Entwicklung sowie 
von ihrem Umweltengagement. Dieses positive Bild steht im Gegensatz 
zur Kritik von NRO, daß die Bank z.B. an zweifelhaften Goldgeschäften 
in Ghana beteiligt ist, wo der auf Zyanid basierende Goldabbau zur Ge-
fährdung der indigenen Bevölkerung durch die Wasservergiftung führt. 

3) Die Unternehmen verpflichten sich einmal im Jahr auf der Internetsei-
te (www.unglobalcompact.org) ein konkretes Beispiel der bei der Umset-
zung der Prinzipien erzielten Fortschritte und gemachten Erfahrungen zu 
veröffentlichen. 
4) Die Unternehmen sollen sich in Partnerschaft mit UNO-Organi-
sationen bei Vorhaben engagieren, die der Umsetzung der Prinzipien 
dienen, oder in strategische Partnerschaften zur Förderung großer UNO-
Ziele wie etwa der Beseitigung der Armut eintreten. In der Zwischenzeit 
ist eine Vielzahl solcher Partnerschaften, z.B. mit UNDP, entstanden. 

IV. Der Global Compact will kein Verhaltenskodex sein. 
Die beiden Vordenker des Global Compact in den Vereinten Nationen, 
Georg Kell und John Gerard Ruggie (1999), unterscheiden für das Funk-
tionieren des Paktes zwischen seiner Wirkung auf der Mikro- und auf der 
Makroebene. Auf der Mikroebene geht es - wie bereits erwähnt - um die 
Anwendung der Prinzipien in der unmittelbaren Geschäftspraxis, die 
Makroebene bezieht sich auf den Pakt als globales Lernforum und als 
Diskussionsplattform. 
Der Global Compact ist kein Verhaltenskodex, so die immer wiederkeh-
rende Feststellung der Vereinten Nationen. Die Überwachung und Über-
prüfung von Unternehmenspraktiken falle weder in den Zuständigkeits-
bereich der Vereinten Nationen noch sieht sich die UNO dazu institutio-
nell in der Lage. 

http://www.unglobalcompact.org
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Die Betonung, daß es sich beim Pakt nicht um einen Verhaltenskodex 
handele, erscheint wie eine Art Selbstschutz der Vereinten Nationen, um 
kritischen Stimmen zivilgesellschaftlicher Akteure vorzubeugen, und um 
Vorbehalten aus der Privatwirtschaft, der Pakt könne doch eine Regle-
mentierung implizieren, entgegenzutreten. 

Auch wenn man zur Position der Vereinten Nationen, daß es sich beim 
Global Compact nicht um einen Verhaltenskodex handle, unterschiedli-
cher Auffassung sein kann, soll diese Dimension des Paktes hier nicht 
weiter verfolgt werden. Denn als Verhaltenskodex, der die Unternehmen 
anweist, wie sie sich in ihrer unmittelbaren Geschäftpraxis verhalten sol-
len, ist der Global Compact schwach, weil die neun Prinzipien sehr all-
gemein gehalten sind. Außer der Diskussion der Untemehmensberichte 
auf der Internetseite fehlen Überwachungsmechanismen und Beitrittskri-
terien. Beides wollen die Vereinten Nationen erklärtermaßen vermeiden. 
Doch gerade dies stößt auf Widerspruch. So äußerte der frühere Gene-
ralsekretär von Amnesty International, Pierre Sane, bei der Einweihung 
des Global Compact im Juli 2000 deutliche Kritik. Er forderte eine unab-
hängige Überwachung der Einhaltung der neun Prinzipien. Ihre Ergeb-
nisse müßten öffentlich zugänglich gemacht, und Unternehmen, die ge-
gen die Prinzipien verstoßen, aus dem Pakt wieder ausgeschlossen 
werden. 

V. Der Global Compact als Bestandteil von „global governance" 
Interessanter erscheint es deshalb, nach den Wirkungsmöglichkeiten 
des Global Compact auf der Makroebene zu fragen. Was leistet der Pakt 
als Lernforum und Diskussionsplattform zwischen den Vereinten Natio-
nen, transnationalen Konzernen und anderen Akteuren, insbesondere 
auch für den Schutz der Menschenrechte? 

Folgt man aber den Argumenten seiner Ratgeber für diese Initiative, 
Ruggie und Kell, dann handelt es sich vor allem um einen Versuch, „go-
vernance" auf der globalen Ebene neu zu gestalten. 

„Global governance" geht davon aus, daß eine globale Steuerung der 
wirtschaftlichen und politischen Globalisierung erforderlich ist. Dabei 
geht es um die Aushandlung und das Ausbalancieren von Rollen, Re-
geln und Interessen. An diesem Prozeß sind unterschiedliche Akteure -
Regierungen, internationale Organisationen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Parlamente, Medien, Wissenschaft und die Privatwirtschaft - beteiligt. 
Eine solche Entstehung von Netzwerken auf und zwischen den unter-
schiedlichen Handlungsebenen befördert den Informationsaustausch 
und führt zu Synergieeffekten bei der Entscheidungsfindung und prakti-
schen Durchführung. Der Global Compact läßt sich somit als ein Beitrag 
zu „global governance" verstehen. 
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„Global governance" ist nicht notwendigerweise ein idealistischer Ansatz, 
wie dies vor allem seit dem Bericht der Commission on Global Gover-
nance (1995) häufig unterstellt wird. Es geht um rationale Aushand-
lungsprozesse in „win-win"-Situationen, die durchaus hierarchisch, z.B. 
mit manchen Regierungen und Konzernen in Vormachtstellungen, struk-
turiert sein können. „Win-win" bedeutet nicht notwendigerweise, daß die 
Vorteile 50:50 aufgeteilt sein müssen. Global Governance geht nicht 
notwendig vom Bedeutungsverlust staatlicher Funktionen aus, sondern 
unterstellt, daß Staaten oder Regierungen die globalen Herausforderun-
gen allein nicht mehr bewältigen können. 

VI. Der Global Compact und der Schutz der Menschenrechte 
Menschenrechte sind eine der drei Säulen des Global Compact. Wie ist 
seine Bedeutung und sein Nutzen für den Schutz der Menschenrechte 
einzustufen? Dazu sollen drei Aspekte eingehender behandelt werden: 

1. Das Wirkungspotential des Global Compact für den Menschenrechts-
schutz, 

2. der freiwillige Charakter des Global Compact, 

3. mögliche Implikationen des Paktes für den staatlichen 
Menschenrechtsschutz. 

1) Das Wirkungspotential des Global Compact 
Zunächst ist festzuhalten, daß es positiv ist, wenn Konzerne Verantwor-
tung für den Schutz der Menschenrechte übernehmen wollen. Die Pri-
vatwirtschaft selbst setzt mit ihrer Zustimmung zum Global Compact, zu 
Verhaltenskodizes und zu anderen Vereinbarungen Maßstäbe, an denen 
sie sich zukünftig messen lassen muß. 

Da der Global Compact als Verhaltenskodex aber schwach ist, geht es 
vor allem um seine indirekte Wirkung als Lernforum und Diskussions-
plattform. Diese ist nicht zu unterschätzen. Durch den Global Compact 
werden Menschenrechte noch stärker als bisher Bestandteil der interna-
tionalen Agenda. Die Diskussionen im Rahmen des Paktes können zur 
Globalisierung von Standards beitragen und dadurch auch zur Globali-
sierung von Forderungen, diese einzuhalten. Das verstärkte Aufgreifen 
von Menschenrechten durch die Privatwirtschaft führt dazu, daß Men-
schenrechte, die ja häufig eher zu den ‚weichen’ Themen gezählt wer-
den, jetzt mit den ‚harten’ Themen der Wirtschaft und wirtschaftlichen 
Interessen verknüpft werden. Dadurch können die Menschenrechte ein 
stärkeres Gewicht erhalten. Die Gefahr besteht jedoch darin, daß die 
Menschenrechts-Rhetorik zum Verschleiern wirtschaftlicher Interessen 
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und zum Reinwaschen („blue washing”) harter Geschäftsinteressen ge-
nutzt werden, wie am Beispiel der Deutschen Bank bereits deutlich wur-
de. Wenn Rhetorik und Realität der ethischen Bekenntnisse der Unter-
nehmen beständig oder überwiegend auseinanderklaffen, dann wird dies 
letztlich auch den Menschenrechten schaden. 

2) Der freiwillige Charakter des Global Compact 

Unternehmen wollen verbindliche Regeln um jeden Preis vermeiden. 
Dies zeigt sich auf der internationalen Ebene an ihren Jahrzehnte wäh-
renden Bemühungen, einen verbindlichen Verhaltenskodex zu Fall zu 
bringen, den die Vereinten Nationen bereits in den 70er Jahren vorge-
schlagen hatten. Ein neueres Beispiel aus Deutschland ist der Wider-
stand der Privatwirtschaft gegen ein Gleichstellungsgesetz. Diese ableh-
nende Haltung zu verbindlichen Regeln wird heute zusätzlich verstärkt 
durch die Dominanz neoliberaler Ideen, die vor allem auf Deregulierung 
setzen. 

Man muß sich fragen, was die Gründe für die Haltung der Privatwirt-
schaft sind. Zum einen wird die höhere Flexibilität freiwilliger Vereinba-
rungen betont. Zum anderen wollen Unternehmen damit natürlich auch 
verbindliche Verpflichtungen mit möglichen rechtlichen Folgen bei Nicht-
Befolgung vermeiden. Zusätzlich erlauben freiwillige Vereinbarungen es 
auch, die Grauzonen und Grenzen unternehmerischen Verhaltens aus-
zutesten, ohne unmittelbare rechtliche Konsequenzen befürchten zu 
müssen. 

Dennoch können auch freiwillige Vereinbarungen eine eigenständige 
Wirkung entfalten. Dies zeigt der internationale Menschenrechtsschutz, 
der zwar völkerrechtliche Verpflichtungen kennt, aber weitgehend ohne 
Sanktionen auskommt, weshalb das Völkerrecht zuweilen auch als zahn-
loser Tiger bezeichnet wird. Trotz dieser Schwäche, daß völkerrechtliche 
Verpflichtungen bei Menschenrechtsverträgen letztlich geknüpft sind an 
die freiwillige Bereitschaft der Staaten zur Einhaltung der Verträge, konn-
ten langfristig Erfolge erzielt werden. Dies ist sicher auch darauf zurück-
zuführen, daß Menschenrechtsverletzungen öffentlich ‚angeprangert’ 
werden („shaming"). Dazu zählen der kritische Dialog, den UN-
Ausschüsse und die UN-Menschenrechtskommission mit Regierungen 
führen, ebenso wie die Veröffentlichung von Menschenrechtsverletzun-
gen durch Medien und NRO. Regierungen wollen sich nicht der öffentli-
chen Kritik aussetzen, um den damit verbundenen Legitimitätsverlust bei 
der eigenen Bevölkerung und der internationalen Öffentlichkeit zu ver-
meiden. Unabhängig von Sanktionsmechanismen wurde so eine Ten-
denz zur Bereitschaft zur Achtung der Menschenrechte bei Regierungen 
gestärkt, die auch als „culture of compliance" bezeichnet wird. 
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Eine solche langfristige und eher indirekte Wirkung läßt sich auch auf die 
Privatwirtschaft übertragen. Auch sie will öffentliche Kritik vermeiden. 
Wenn Unternehmen mit Menschenrechtsverletzungen in Verbindung ge-
bracht werden, dann schadet das dem Image und damit dem Geschäft. 
Das beste Beispiel ist die rhetorische Kehrtwende von Shell nach den 
weltweiten Protesten gegen die Hinrichtungen von Ken Saro-Wiwa und 
anderen Ogoni-Führern durch das nigerianische Militärregime, mit dem 
der Konzern kooperierte, um die reibungslose Ölförderung sicherzustel-
len. 

Ohne die Chancen der freiwilligen Vereinbarungen leugnen zu wollen, 
bleiben verbindliche Regeln unerläßlich. Freiwillige Vereinbarungen fehlt 
letztlich der „Biß", das zeigt sich z.B. daran, daß Unternehmen in 
Deutschland - trotz gegenteiliger Beteuerungen - keine konsequente 
Gleichstellungspolitik betreiben. Erst durch Gesetze müssen Standards 
unabhängig von der jeweiligen Geschäftslage und anderen Nützlich-
keitserwägungen prinzipiell beachtet werden. Mit dem Global Compact 
stellen die Standards im Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsbereich 
für die Konzerne allenfalls eine moralische Verpflichtung dar. 

3) Implikationen des Global Compact für den staatlichen Menschen-
rechtsschutz 

Für den Schutz der Menschenrechte sind die Staaten unerläßliche 
Hauptakteure, denn Menschenrechte sind - wie eingangs erwähnt -
grundlegende Schutz- und Anspruchsrechte gegenüber dem Staat. Inso-
fern sind sie untrennbar an Staatlichkeit gebunden. Initiativen wie der 
Global Compact dürfen nicht dazu führen, daß Staaten sich aus der Ver-
antwortung für den Menschenrechtsschutz stehlen oder staatliche Ver-
antwortungsfähigkeit geschwächt wird. 

Staaten oder Regierungen sind verpflichtet, die Menschenrechte zu 
schützen („protect"), zu respektieren („respect") und zu gewährleisten 
(„fulfil"). Diese Verpflichtungen erstrecken sich auch darauf, daß 
Regierungen die einzelnen Person vor Menschenrechtsverletzungen 
Dritter schützen müssen. Dazu zählt der Schutz der Privatsphäre von 
Frauen vor gewalttätigen Partnern ebenso wie der Schutz von 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen oder anderer betroffener 
Gruppen vor Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen. 

Angesichts der Bedeutung der Staaten für den Menschenrechtsschutz 
fällt es besonders ins Gewicht, daß die Rolle der Staaten oder der Re-
gierungen im Global Compact unklar ist. Im Konzept des Paktes spielen 
die Staaten bisher keine aktive Rolle. Ein Grund für den ‚Ausschluß’ 
könnte darin liegen, daß Regierungen von Ländern des Südens dem 
Projekt eher skeptisch gegenüberstehen. Sie befürchten, daß der Pakt 
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zur weiteren Vertiefung der Dominanz des Nordens und zur Schwächung 
nationalstaatlicher Souveränität beitragen wird. 

Prinzipiell erscheint eine Parallelität zwischen staatlicher Verantwortung 
und freiwilligen Vereinbarungen, wie sie der Global Compact darstellt, 
machbar und möglicherweise auch sinnvoll. Sie birgt jedoch die Gefahr, 
daß es nicht bei der Parallelität bleibt. Staaten könnten - auch mitbe-
dingt durch die Schwächung staatlicher Funktionen im Gefolge der wirt-
schaftlichen Globalisierung - eher von anderen, nicht-staatlichen Akteu-
ren zurückgedrängt werden. 

Wenn es beim Global Compact darum gehen soll, neue Regeln für die 
global agierende Wirtschaft zu finden, dann erscheint die Einbindung der 
Staaten unerläßlich. Schließlich sind sie politisch verantwortlich für 
Rahmenbedingungen und für die Durchsetzung von Regeln. Als Staa-
tenorganisation benötigen die Vereinten Nationen die Unterstützung der 
Mitgliedstaaten für das Gelingen des Paktes. Ein Ausschluß der Staaten 
gefährdet den Gehalt des Paktes und könnte dazu führen, daß er zum 
puren Symbol verkommt. 

Die Betonung von freiwilligen Vereinbarungen, wie sie der Global Com-
pact darstellt, könnte auch dazu führen, daß das Völkerrecht weiter ge-
schwächt wird. Der staatliche Schutz der Menschenrechte wird vor allem 
durch das Völkerrecht und durch nationales Recht geregelt. Mit dem Bei-
tritt zu den Vereinten Nationen verpflichten sich die Staaten prinzipiell 
zum Schutz der Menschenrechte. Weiter gehen die Staaten konkrete 
Verpflichtungen zum Schutz der Menschenrechte ein, indem sie interna-
tionalen Menschenrechtsverträgen beitreten. Weil Sanktionsmechanis-
men fehlen, halten sich viele Staaten nicht an ihre vertraglichen Ver-
pflichtungen. Um staatliche Verantwortung zu stärken, müßten deshalb 
zusätzlich Völkerrecht und Staatlichkeit gestärkt werden. Wenn dies 
nicht parallel zu Initiativen wie dem Global Compact geschieht, dann be-
steht die Gefahr, daß bestehende Regeln, z.B. im Völker- und im natio-
nalen Recht, zugunsten „weicherer" freiwilliger Vereinbarungen abge-
schwächt werden. Eine Gefahr könnte auch darin liegen, daß die Privat-
wirtschaft eine dominante Rolle einnimmt und dadurch das Gewicht und 
die Verantwortung anderer Akteure zurückgeht. 

VII. Ausschau 
Der Global Compact ist eine unterstützenswerte Initiative zur weiteren 
Konkretisierung von „governance" auf globaler Ebene. 

Der Austausch zwischen der Privatwirtschaft und den Vereinten Natio-
nen birgt die Chance, daß zunächst zumindest auf der rhetorischen E-
bene Standards stärker ins Bewußtsein von Unternehmern, aber auch 



60 Forschungskreis Vereinte Nationen 

von Konsumenten rücken. Bisher handelt es sich um Bekenntnisse, die 
eher als symbolisch zu werten sind. Doch auch die symbolische Ebene 
kann Rückwirkungen auf die Realität haben. 

Es kommt auf die Umsetzung an. Sie wird zeigen, ob es sich um „blue 
washing" der Unternehmen handelt. Das Interesse großer Unternehmen 
liegt jedoch auf der Hand. Sie wollen Regeln und sie wollen Verbindlich-
keit vermeiden. NRO und auch Mitarbeiter (Utting 2001) des United Na-
tions Research Institute for Social Development (UNRISD) sehen die 
Gefahr, daß sich die UN von der Unternehmensstrategie der freiwilligen 
Regeln einvernehmen lassen und sich in ihrer Denkweise zu sehr den 
Unternehmen angleichen, um mögliche Kritik und Rückzug zu vermei-
den. Wenn das unternehmerische Leitbild von Freiwilligkeit und Deregu-
lierung auch das Denken in den Vereinten Nationen bestimmt, dann 
könnte dies hinderlich sein bei der Verfolgung der originären Ziele der 
Vereinten Nationen, wie sie in der Charta niedergelegt sind, nämlich für 
Frieden, Entwicklung und die Menschenrechte Sorge zu tragen. 

Unabhängig von der Wirkung auf der unmittelbaren Unternehmensebene 
wurde in diesem Kapitel vor allem die mittelbare Wirkung des Paktes als 
Lernforum und Diskussionsplattform untersucht. Diese mittelbare Wir-
kung des Global Compact für die Menschenrechte ist vielfältig. Freiwilli-
ge Standards können die weitere Normakzeptanz und -Setzung verstär-
ken. Auch Unternehmen werden eine „culture of compliance" entwickeln, 
wenn sie den Druck von kritischen Konsumenten und Konsumentinnen, 
Aktionären und Aktionärinnen, von NROs und auch von Parlamenten 
und Regierungen spüren. 

Der Global Compact kann zu einem Instrument von „global governance" 
werden, d.h. für die Vereinbarung und Befolgung von Regeln auf der 
Grundlage international anerkannter Normen, zu denen die Menschen-
rechte zählen. Letztlich läßt sich die Wirkung des Global Compact nicht 
herauslösen aus dem Geflecht von Initiativen und Bemühungen für glo-
bale Regeln. Der Global Compact ist nur ein Baustein in einem Bündel 
von Maßnahmen. 

Trotz dieser Chancen stimmt das Beharren auf Freiwilligkeit skeptisch. 
Es widerspiegelt in gewisser Weise den neoliberalen Zeitgeist. Verbindli-
che Regeln sind anzustreben, denn auch für Unternehmen muß eine 
sich entwickelnde globale Rechtsprechung Geltung haben. 
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„Global Compact" und Schutz der Menschenrechte - Dis-
kussionszusammenfassung 
Norman Weiß 

In der sich an das Referat anschließenden Diskussion wurde mehrfach 
die Frage aufgeworfen, wie der Unternehmensbegriff bestimmt werden 
solle, ob also ein multinationaler Konzern, zu dem auch ein Rüstungsbe-
trieb gehöre, Mitglied im Global Compact werden könne. Seien hier sog. 
Benchmarks einzuführen, also etwa auf den Umsatzanteil von Rüs-
tungsgeschäften abzustellen? Es wurde bezweifelt, ob die Unterschei-
dung zwischen guten und schlechten Unternehmen sinnvoll sei, zumal 
bei Staaten gerade versucht werde, auch die Problemfälle wie Rußland 
oder China einzubinden (Brinkmeier, Hüfner, Weiß). 

Hierzu wies Hamm darauf hin, daß jedenfalls ein Blick auf die teilneh-
menden Unternehmen keine Ausschlußkritierien erkennen lasse, was 
natürlich nicht unproblematisch sei. Franken stellte an einem Beispiel 
aus Venezuela dar, wie Private-Public-Partnership-Aktivitäten das Geld 
gerade schwieriger Unternehmen zielgerichtet für Rechtsstaats- und 
Menschenrechtsprojekte einsetzten könne. 

Breiten Raum nahmen Äußerungen zum Stichwort Verhaltenskodex 
ein. Einerseits wurde unterstrichen, der Global Compact sei kein Verhal-
tenskodex, sondern setze bereits früher an (Wüstenhagen). Bei der Ü-
berwindung der Apartheidpolitik Südafrikas hätten auch nicht sanktions-
bewehrte Verhaltenskodices Wirkung gezeigt (Compliance Pull), gab 
Vergau zu bedenken. Es wurde eingestanden, daß eine echte Wirksam-
keitsbetrachtung erst ex post möglich sei, die Nichtdurchsetzbarkeit von 
Regeln diese nicht von vornherein disqualifiziere (Arnsprenger). 

Demgegenüber hielt Hamm am Erfordernis verbindlicher Regeln fest, nur 
so könne das für richtig Erkannte im Ernstfall auch erreicht werden, wie 
ein Blick auf die Frauenförderung in den USA im Gegensatz zur Bundes-
republik Deutschland zeige. Sie meinte, die externe Kontrolle der Einhal-
tung von eingegangenen Verpflichtungen könne - auch durch die Wer-
betauglichkeit - Unternehmen sogar stärker zur Befolgung motivieren, 
wie das Beispiel SA 8000 zeige. 

Wenn Freiwilligkeit zu Wettbewerbsnachteilen führe, würden die ange-
strebten Ziele selten erreicht. Wirkung könne neben einem diese Freiwil-
ligkeit honorierenden Konsumentenverhalten (Boykott) nur staatliche o-
der gar weltstaatliche Regulierung schaffen (Tönnies). 
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Selbst bei der Freiwilligkeit von Verhaltenkodices, so wurde eingewandt, 
blieben die Staaten im Rahmen ihrer menschenrechtlichen Schutzpflicht 
angehalten, Freiheitssphären in den Beziehungen zwischen Privaten un-
tereinander zu garantieren (Drittwirkung) (Weiß). Außerdem gehe es 
nicht um die Ablösung der staatlichen Verpflichtungen, sondern um eine 
zeitgemäße Reaktion auf das Auftreten neuer Akteure (Wüstenhagen). 

Diesen Paradigmenwechsel betonte auch Schurer. Er zeige sich weiter-
hin in der Kontrollfunktion, die die Nichtregierungsorganisationen - oft 
mit harten wirtschaftlichen Folgen für die betroffenen Unternehmen -
ausüben. 
Sodann wurde problematisiert, inwieweit sich Staaten durch privat finan-
zierte Projekte aus ihrer finanziellen Verantwortung stehlen könnten 
(Hüfner). Ein im Gegenteil positiver Effekt privaten Engagements könne 
darin liegen, daß die Staaten ihrerseits eher bereit sind, selbst men-
schenrechtliche Verpflichtungen zu übernehmen (Weiß). Hamm unter-
strich beide Aspekte, die Strahlkraft privaten Engagements sei ebenso-
wenig zu leugnen wie die mögliche Gefahr, daß sich Staaten hinter die 
Leistungen Privater zurückzögen. 

In diesem Zusammenhang wurde auch ein drohender Demokratieverlust 
thematisiert, wenn wichtige Bereiche der Daseinsvorsorge ohne öffentli-
che Kontrolle abliefen. Es könne unter Umständen auch sinnvoller sein, 
die hier offensichtlich verfügbaren Mittel über Steuern abzuschöpfen und 
die Aufgaben dann weiterhin vom Staat wahrnehmen zu lassen (Tön-
nies). Dem wurde entgegengehalten, daß eine zu starke Regulierung 
und Zentralisierung auch unerwünschte Effekte haben könne und Global 
Governance gerade nicht auf einen Weltstaat hinauslaufe (Hamm). 
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